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2 5 . Bundesgesetz: Änderung des Tauernautobahn-Finanzierungsgesetzes
2 6 . Bundesgesetz: Änderung des Bundesgesetzes betreffend die Übernahme der Bundeshaftung

für Anleihen, Darlehen und sonstige Kredite der Elin-Union Aktiengesell-
schaft für elektrische Industrie

2 7 . Bundesgesetz: Änderung des Bundesgesetzes betreffend die Übernahme der Bundeshaftung
für Anleihen, Darlehen und sonstige Kredite der Österreichischen Rundfunk
Gesellschaft mit beschränkter Haftung

28. Bundesgesetz: Änderung des Bundesgesetzes betreffend die Übernahme der Bundeshaftung
für Anleihen, Darlehen und sonstige Kredite der „Vereinigten Österreichi-
schen Eisen- und Stahlwerke Aktiengesellschaft"

2 9 . Verordnung: Untersagung der Herausgabe oder Anwendung von Preisempfehlungen
3 0 . Verordnung: Untersagung der Herausgabe oder Anwendung von Preisempfehlungen

2 5 . Bundesgesetz vom 14. Jänner 1971, mit
dem das Tauernautobahn-Finanzierungs-

gesetz geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Das Tauernautobahn-Finanzierungsgesetz,

BGBl. Nr. 115/1969, wird wie folgt geändert:

Der § 5 erhält folgende Fassung:

„§ 5. (1) Der Bundesminister für Finanzen
wird ermächtigt, für die im In- und Ausland
durchzuführenden Finanzoperationen (Auf-
nahme von Anleihen, Darlehen und sonstigen
Krediten) der Aktiengesellschaft Haftungen
namens des Bundes als Bürge und Zahler (§ 1357
des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches) zu
übernehmen.

(2) Der Bundesminister für Finanzen darf von
der im Abs. 1 erteilten Ermächtigung nur dann
Gebrauch machen, wenn

a) der jeweils ausstehende Gesamtbetrag
(Gegenwert) der Haftung 6900 Millionen
Schilling einschließlich der Zinsen und
Kosten nicht übersteigt;

b) die Finanzoperation im Einzelfall den Be-
trag (Gegenwert) von 1000 Millionen
Schilling einschließlich der Zinsen und
Kosten nicht übersteigt;

c) die Laufzeit der Finanzoperation dreißig
Jahre nicht übersteigt;

d) die prozentuelle Gesamtbelastung bei An-
leihen, Darlehen und sonstigen Krediten
in inländischer Währung unter Zugrunde-
legung der folgenden Formel nicht mehr
als das Zweieinhalbfache des im Zeitpunkt
der Finanzoperation geltenden Zinsfußes
für Eskontierungen der Oesterreichischen
Nationalbank (§ 48 Abs. 2 des National-
bankgesetzes 1955, BGBl. Nr. 184, in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 276/
1969) beträgt;

e) die prozentuelle Gesamtbelastung bei An-
leihen, Darlehen und sonstigen Krediten
in ausländischer Währung nach der Formel
laut lit. d nicht mehr als das Zweieinhalb-
fache des arithmetischen Mittels aus den
im Zeitpunkt der Finanzoperation gelten-
den offiziellen Diskontsätzen in Belgien,
der Bundesrepublik Deutschland, Frank-
reich, Großbritannien, den Niederlanden,
Schweden, der Schweiz und den USA (New
York) beträgt;

f) die Finanzoperation in Schilling, Belgischen
Franken, Deutschen Mark, Englischen
Pfunden, Französischen Franken, Hollän-
dischen Gulden, Italienischen Liren, Japa-
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nischen Yen, Kanadischen Dollar, Schwe-
dischen Kronen, Schweizer Franken, US-
Dollar oder in Rechnungseinheiten, die auf
mehreren dieser Währungen beruhen, er-
folgt.

(3) Zur Feststellung des Nettoerlöses gemäß
Abs. 2 lit. d und e sind die Emissions- und Zu-
zählungsverluste, Begebungsprovisionen, Werbe-
und Druckkosten (Begebungskosten) vom
Bruttoerlös in Abzug zu bringen.

(4) Für die Beurteilung der Gesamtbelastung
bei Krediten, bei welchen die Zinssätze jeweils
für bestimmte Zeitabschnitte variabel festgesetzt
werden, ist für die vertragliche Laufzeit die Ge-
samtbelastung nach der Formel laut Abs. 2 lit. d
zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses maß-
gebend. Für die Ermittlung der Gesamtbe-
lastung bei Anleihen sind vertraglich vorgesehene
Tilgungsmöglichkeiten durch freihändigen Rück-
kauf nicht zu berücksichtigen.

(5) Wird die Haftung des Bundes gemäß
Abs. 1 und 2 für Fremdwährungen übernom-
men, so sind diese zu den im Zeitpunkt der
Haftungsübernahme vom Bundesminister für
Finanzen jeweils festgesetzten Kassenwerten auf
die genannten Höchstbeträge anzurechnen.

(6) Der Bundesminister für Finanzen wird er-
mächtigt, die gemäß Abs. 1 und 2 übernomme-
nen Haftungen über die vertraglich vereinbarte
Laufzeit zu erstrecken,

a) wenn eine Prolongierung der Fälligkeit der
Verpflichtungen aus Finanzoperationen
vertraglich vorgesehen ist und vom Schuld-
ner in Anspruch genommen wird oder zur
Vermeidung einer Inanspruchnahme des
Bundes aus der Haftung infolge unvorher-
sehbar eingetretener wirtschaftlicher oder
finanzieller Schwierigkeiten des Haupt-
schuldners geboten ist und der Gläubiger
zustimmt,

b) jedoch nur insoweit, als durch die Prolon-
gierung die vertraglich vereinbarte Lauf-
zeit um nicht mehr als fünf Jahre über-
schritten wird,

c) wenn die Mehrleistungen an Zinsen im
Haftungsrahmen für Zinsen und Kosten
Deckung finden und

d) wenn die sich jeweils ergebende Gesamt-
laufzeit die im Abs. 2 lit. c festgesetzte
Laufzeit nicht übersteigt."

Artikel II

Mit der Durchführung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Jonas
Kreisky Androsch

2 6 . Bundesgesetz vom 14. Jänner 1971, mit
dem das Bundesgesetz betreffend die Über-
nahme der Bundeshaftung (für Anleihen,
Darlehen und sonstige Kredite der Elin-
Union Aktiengesellschaft für elektrische

Industrie geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Das Bundesgesetz vom 1. März 1967, BGBl.

Nr. 83, betreffend die Übernahme der Bundes-
haftung für Anleihen, Darlehen und sonstige
Kredite der Elin-Union Aktiengesellschaft für
elektrische Industrie, in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. Nr. 211/1969, wird wie folgt
geändert:

1. Der § 1 Abs. 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Der Bundesminister für Finanzen darf
von den im Abs. 1 und 2 erteilten Ermächtigun-
gen nur dann Gebrauch machen, wenn

a) die Kreditoperation im Einzelfall den Be-
trag (Gegenwert) von jeweils 300 Millionen
Schilling einschließlich der Zinsen und
Kosten nicht übersteigt;

b) die Laufzeit der Kreditoperation 30 Jahre
nicht übersteigt;

c) die prozentuelle Gesamtbelastung bei An-
leihen, Darlehen und sonstigen Krediten in
inländischer Währung unter Zugrunde-
legung der folgenden Formel nicht mehr
als das Zweieinhalbfache des im Zeitpunkt
der Kreditaufnahme geltenden Zinsfußes
für Eskontierungen der Oesterreichischen
Nationalbank (§ 48 Abs. 2 des National-
bankgesetzes 1955, BGBl. Nr. 184, in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 276/
1969) beträgt:

d) die prozentuelle Gesamtbelastung bei An-
leihen, Darlehen und sonstigen Krediten
in ausländischer Währung nach der Formel
laut lit. c nicht mehr als das Zweieinhalb-
fache des arithmetischen Mittels aus den
im Zeitpunkt der Finanzoperation gelten-
den offiziellen Diskontsätzen in Belgien,
der Bundesrepublik Deutschland, Frank-
reich, Großbritannien, den Niederlanden,
Schweden, der Schweiz und den USA (New
York) beträgt;

e) die Finanzoperation in Schilling, Belgischen
Franken, Deutschen Mark, Englischen
Pfunden, Französischen Franken, Hollän-
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dischen Gulden, Italienischen Liren, Japa-
nischen Yen, Kanadischen Dollar, Schwedi-
schen Kronen, Schweizer Franken, US-
Dollar oder in Rechnungseinheiten, die auf
mehreren dieser Währungen beruhen, er-
folgt."

2. Dem § 1 sind als vierter und fünfter Absatz
folgende Bestimmungen anzufügen:

„(4) Zur Feststellung des Nettoerlöses gemäß
Abs. 3 lit. c und d sind die Emissions- oder Zu-
zählungsverluste, Begebungsprovisionen, Werbe-
und Druckkosten (Begebungskosten) vom
Bruttoerlös in Abzug zu bringen.

(5) Für die Beurteilung der Gesamtbelastung
bei Krediten, bei welchen die Zinssätze jeweils
für bestimmte Zeitabschnitte variabel festgesetzt
werden, ist für die vertragliche Laufzeit die
Gesamtbelastung nach der Formel laut Abs. 3
lit. c zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses
maßgebend. Für die Ermittlung der Gesamtbe-
lastung bei Anleihen sind vertraglich vorgesehene
Tilgungsmöglichkeiten durch freihändigen Rück-
kauf nicht zu berücksichtigen."

3. Dem § 2 ist als § 3 folgende Bestimmung
anzufügen:

„§ 3. (1) Der Bundesminister für Finanzen
wird ermächtigt, die gemäß § 1 übernommenen
Haftungen über die vertraglich vereinbarte Lauf-
zeit zu erstrecken,

a) wenn eine Prolongierung der Fälligkeit der
Verpflichtungen aus Finanzoperationen
vertraglich vorgesehen ist und vom Schuld-
ner in Anspruch genommen wird oder zur
Vermeidung einer Inanspruchnahme des
Bundes aus der Haftung infolge unvorher-
sehbar eingetretener wirtschaftlicher oder
finanzieller Schwierigkeiten des Haupt-
schuldners geboten ist und der Gläubiger
zustimmt,

b) jedoch nur insoweit, als durch die Prolon-
gierung von Fälligkeiten die vertraglich
vereinbarte Laufzeit um nicht mehr als
fünf Jahre überschritten wird und

c) wenn die Mehrleistungen an Zinsen im
Haftungsrahmen für Zinsen und Kosten
Deckung finden.

(2) Die sich jeweils ergebende Gesamtlaufzeit
darf die im § 1 Abs. 3 lit. b festgesetzte Laufzeit
nicht überschreiten.

4. Die bisherigen §§ 3 und 4 erhalten die
Bezeichnung „§ 4" und „§ 5".

Artikel II

Mit der Durchführung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Jonas
Kreisky Androsch

2 7 . Bundesgesetz vom 14. Jänner 1971, mit
dem das Bundesgesetz betreffend die Über-
nahme der Bundeshaftung für Anleihen,
Darlehen und sonstige Kredite der Öster-
reichischen Rundfunk Gesellschaft mit be-

schränkter Haftung geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Bundesgesetz vom 13. November 1968,
BGBl. Nr. 396, betreffend die Übernahme der
Bundeshaftung für Anleihen, Darlehen und son-
stige Kredite der Österreichischen Rundfunk
Gesellschaft mit beschränkter Haftung, wird wie
folgt geändert:

1. Der § 1 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Der Bundesminister für Finanzen darf
von der im Abs. 1 erteilten Ermächtigung nur
dann Gebrauch machen, wenn

a) der jeweils ausstehende Gesamtbetrag
(Gegenwert) der Haftung 1•2 Milliarden
Schilling einschließlich der Zinsen und
Kosten nicht übersteigt;

b) die Finanzoperation im Einzelfall den Be-
trag (Gegenwert) von 400 Millionen Schil-
ling einschließlich der Zinsen und Kosten
nicht übersteigt;

c) die Laufzeit der Finanzoperation 20 Jahre
nicht übersteigt;

d) die prozentuelle Gesamtbelastung bei An-
leihen, Darlehen und sonstigen Krediten
in inländischer Währung unter Zugrunde-
legung der folgenden Formel nicht mehr
als das Zweieinhalbfache des im Zeitpunkt
der Finanzoperation geltenden Zinsfußes
für Eskontierungen der Oesterreichischen
Nationalbank (§ 48 Abs. 2 des National-
bankgesetzes 1955, BGBl. Nr. 184, in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 276/
1969) beträgt:

e) die prozentuelle Gesamtbelastung bei An-
leihen, Darlehen und sonstigen Krediten
in ausländischer Währung nach der For-
mel laut lit. d nicht mehr als das Zwei-
einhalbfache des arithmetischen Mittels aus
den im Zeitpunkt der Finanzoperation
geltenden offiziellen Diskontsätzen in Bel-
gien, der Bundesrepublik Deutschland,
Frankreich, Großbritannien, den Nieder-
landen, Schweden, der Schweiz und den
USA (New York) beträgt;
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f) die Finanzoperation in Schilling, Belgischen
Franken, Deutschen Mark, Englischen
Pfunden, Französischen Franken, Hollän-
dischen Gulden, Italienischen Liren, Japa-
nischen Yen, Kanadischen Dollar, Schwedi-
schen Kronen, Schweizer Franken, US-
Dollar oder in Rechnungseinheiten, die auf
mehreren dieser Währungen beruhen, er-
folgt."

2. Dem § 1 sind als dritter und vierter Ab-
satz folgende Bestimmungen anzufügen:

„(3) Zur Feststellung des Nettoerlöses gemäß
Abs. 2 lit. d und e sind die Emissions- oder Zu-
zählungsverluste, Begebungsprovisionen, Werbe-
und Druckkosten (Begebungskosten) vom Brutto-
erlös in Abzug zu bringen.

(4) Für die Beurteilung der Gesamtbelastung
bei Krediten, bei welchen die Zinssätze jeweils
für bestimmte Zeitabschnitte variabel festge-
setzt werden, ist für die vertragliche Laufzeit die
Gesamtbelastung nach der Formel laut Abs. 2
lit. d zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses
maßgebend. Für die Ermittlung der Gesamtbe-
lastung bei Anleihen sind vertraglich vorgesehene
Tilgungsmöglichkeiten durch freihändigen Rück-
kauf nicht zu berücksichtigen."

3. Dem § 2 ist als § 3 folgende Bestimmung
anzufügen:

„§ 3. (1) Der Bundesminister für Finanzen
wird ermächtigt, die gemäß § 1 übernommenen
Haftungen über die vertraglich vereinbarte
Laufzeit zu erstrecken,

a) wenn eine Prolongierung der Fälligkeit der
Verpflichtungen aus Finanzoperationen ver-
traglich vorgesehen ist und vom Schuldner
in Anspruch genommen wird oder zur
Vermeidung einer Inanspruchnahme des
Bundes aus der Haftung infolge unvorher-
sehbar eingetretener wirtschaftlicher oder
finanzieller Schwierigkeiten des Haupt-
schuldners geboten ist und der Gläubiger
zustimmt,

b) jedoch nur insoweit, als durch die Prolon-
gierung von Fälligkeiten die vertraglich
vereinbarte Laufzeit um nicht mehr als
fünf Jahre überschritten wird und

c) wenn die Mehrleistungen an Zinsen im
Haftungsrahmen für Zinsen und Kosten
Deckung finden.

(2) Die sich jeweils ergebende Gesamtlaufzeit
darf die im § 1 Abs. 2 lit. c festgesetzte Laufzeit
nicht überschreiten."

4. Die bisherigen §§ 3 und 4 erhalten die Be-
zeichnung „§ 4" und „§ 5".

Artikel II

Mit der Durchführung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Jonas
Kreisky Androsch

2 8 . Bundesgesetz vom 14. Jänner 1971, mit
dem das Bundesgesetz betreffend die Über-
nahme der Bundeshaftung für Anleihen,
Darlehen und sonstige Kredite der „Ver-
einigten Österreichischen Eisen- und Stahl-

werke Aktiengesellschaft" geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Bundesgesetz vom 20. Juni 1968, BGBl.
Nr. 233, betreffend die Übernahme der Bundes-
haftung für Anleihen, Darlehen und sonstige
Kredite der „Vereinigten Österreichischen Eisen-
und Stahlwerke Aktiengesellschaft", wird wie
folgt geändert:

1. Der § 1 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Der Bundesminister für Finanzen darf
von der im Abs. 1 erteilten Ermächtigung nur
dann Gebrauch machen, wenn

a) der jeweils ausstehende Gesamtbetrag
(Gegenwert) der Haftung 1330 Millionen
Schilling einschließlich der Zinsen und
Kosten nicht übersteigt;

b) die Finanzoperation im Einzelfall den Be-
trag (Gegenwert) von 600 Millionen Schil-
ling einschließlich der Zinsen und Kosten
nicht übersteigt;

c) die Laufzeit der Finanzoperation 25 Jahre
nicht übersteigt;

d) die prozentuelle Gesamtbelastung bei An-
leihen, Darlehen und sonstigen Krediten
in inländischer Währung unter Zugrunde-
legung der folgenden Formel nicht mehr
als das Zweieinhalbfache des im Zeitpunkt
der Finanzoperation geltenden Zinsfußes
für Eskontierungen der Oesterreichischen
Nationalbank (§ 48 Abs. 2 des National-
bankgesetzes 1955, BGBl. Nr. 184, in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 276/
1969) beträgt:

e) die prozentuelle Gesamtbelastung bei An-
leihen, Darlehen und sonstigen Krediten
in ausländischer Währung nach der Formel
laut lit. d nicht mehr als das Zweieinhalb-
fache des arithmetischen Mittels aus den
im Zeitpunkt der Finanzoperation gelten-
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den offiziellen Diskontsätzen in Belgien,
der Bundesrepublik Deutschland, Frank-
reich, Großbritannien, den Niederlanden,
Schweden, der Schweiz und den USA (New
York) beträgt;

f) die Finanzoperation in Schilling, Belgischen
Franken, Deutschen Mark, Englischen
Pfunden, Französischen Franken, Hollän-
dischen Gulden, Italienischen Liren, Japa-
nischen Yen, Kanadischen Dollar, Schwe-
dischen Kronen, Schweizer Franken, US-
Dollar oder in Rechnungseinheiten, die auf
mehreren dieser Währungen beruhen, er-
folgt."

2. Dem § 1 sind als dritter und vierter Absatz
folgende Bestimmungen anzufügen:

„(3) Zur Feststellung des Nettoerlöses gemäß
Abs. 2 lit. d und e sind die Emissions- oder Zu-
zählungsverluste, Begebungsprovisionen, Werbe-
und Druckkosten (Begebungskosten) vom
Bruttoerlös in Abzug zu bringen.

(4) Für die Beurteilung der Gesamtbelastung
bei Krediten, bei welchen die Zinssätze jeweils
für bestimmte Zeitabschnitte variabel festgesetzt
werden, ist für die vertragliche Laufzeit die Ge-
samtbelastung nach der Formel laut Abs. 2 lit. d
zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses maß-
gebend. Für die Ermittlung der Gesamtbelastung
bei Anleihen sind vertraglich vorgesehene Til-
gungsmöglichkeiten durch freihändigen Rück-
kauf nicht zu berücksichtigen."

3. Dem § 2 ist als § 3 folgende Bestimmung
anzufügen:

„§ 3. (1) Der Bundesminister für Finanzen
wird ermächtigt, die gemäß § 1 übernommenen
Haftungen über die vertraglich vereinbarte
Laufzeit zu erstrecken,

a) wenn eine Prolongierung der Fälligkeit der
Verpflichtungen aus Finanzoperationen ver-
traglich vorgesehen ist und vom Schuldner
in Anspruch genommen wird oder zur
Vermeidung einer Inanspruchnahme des
Bundes aus der Haftung infolge unvorher-
sehbar eingetretener wirtschaftlicher oder
finanzieller Schwierigkeiten des Haupt-
schuldners geboten ist und der Gläubiger
zustimmt,

b) jedoch nur insoweit, als durch die Prolon-
gierung von Fälligkeiten die vertraglich
vereinbarte Laufzeit um nicht mehr als
fünf Jahre überschritten wird und

c) wenn die Mehrleistungen an Zinsen im
Haftungsrahmen für Zinsen und Kosten
Deckung finden.

(2) Die sich jeweils ergebende Gesamtlaufzeit
darf die im § 1 Abs. 2 lit. c festgesetzte Lauf-
zeit nicht überschreiten."

4. Die bisherigen §§ 3 und 4 erhalten die Be-
zeichnung „§ 4" und „§ 5".

Artikel II

Mit der Durchführung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Jonas
Kreisky Androsch

2 9 . Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom
19. Jänner 1971, mit der die Herausgabe
oder Anwendung von Preisempfehlungen

untersagt wird

Auf Grund des § 36 l des Kartellgesetzes 1959,
BGBl. Nr. 272, in der Fassung der 5. Kartell-
gesetznovelle, BGBl. Nr. 241/1968, wird ver-
ordnet:

§ 1. Für die nachstehend angeführten Waren-
gattungen wird untersagt, im geschäftlichen
Verkehr Preisempfehlungen, sofern sie nicht ge-
mäß § 1 Abs. 2 lit. b des Kartellgesetzes 1959
in der Fassung der 4. Kartellgesetznovelle, BGBl.
Nr. 174/1962, als Kartell gelten und nicht Emp-
fehlungen von Kalkulationsrichtlinien gemäß
§ 36 c des Kartellgesetzes 1959 in der Fassung
der 4. Kartellgesetznovelle sind, herauszugeben
oder anzuwenden:

1. Absorptions- und Kompressorkühl-
schränke,

2. Kühltruhen,
3. Wäschewaschmaschinen,
4. Wäschezentrifugen,
5. Geschirrspülmaschinen,
6. Bügelmaschinen,
7. Rundfunk- und Fernsehempfangsgeräte

sowie aus diesen beiden Geräten kombi-
nierte Schränke,

8. elektrische Rasierapparate,
9. Staubsauger,

10. Waschpulver und Einweichmittel.

§ 2. Zuwiderhandlungen gegen diese Verord-
nung werden gemäß § 48 b des Kartellgesetzes
1959 in der Fassung der 5. Kartellgesetznovelle
von der Bezirksverwaltungsbehörde mit Geld-
strafe bis zu 60.000 Schilling oder mit Arrest
bis zu acht Wochen bestraft.

§ 3. Diese Verordnung tritt am 1. Feber 1971
in Kraft und verliert mit 31. Jänner 1972 ihre
Wirksamkeit.

Staribacher
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3 0 . Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom
19. Jänner 1971, mit der die Herausgabe
oder Anwendung von Preisempfehlungen

untersagt wird

Auf Grund des § 36 1 des Kartellgesetzes 1959,
BGBl. Nr. 272, in der Fassung der 5. Kartell-
gesetznovelle, BGBl. Nr. 241/1968, wird ver-
ordnet:

§ 1. Für die nachstehend angeführte Waren-
gattung wird untersagt, im geschäftlichen Ver-
kehr Preisempfehlungen, sofern sie nicht gemäß
§ 1 Abs. 2 lit. b des Kartellgesetzes 1959 in der
Fassung der 4. Kartellgesetznovelle, BGBl.
Nr. 174/1962, als Kartell gelten und nicht Emp-
fehlungen von Kalkulationsrichtlinien gemäß

§ 36 c des Kartellgesetzes 1959 in der Fassung
der 4. Kartellgesetznovelle sind, herauszugeben
oder anzuwenden:

Nachtstromspeicheröfen.

§ 2. Zuwiderhandlungen gegen diese Verord-
nung werden gemäß § 48 b des Kartellgesetzes
1959 in der Fassung der 5. Kartellgesetznovelle
von der Bezirksverwaltungsbehörde mit Geld-
strafe bis zu 60.000 Schilling oder mit Arrest
bis zu acht Wochen bestraft.

§ 3. Diese Verordnung tritt am 1. Feber 1971
in Kraft und verliert mit 31. Jänner 1972 ihre
Wirksamkeit.

Staribacher


